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Betreff: 
Beratung und Beschlussfassung über eine Geschäftsordnung 
 

 
Begründung: 
 
Die Geltung der Geschäftsordnung ist gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 GemO auf die Wahlzeit des 
Verbandsgemeinderates beschränkt. 
 
Das Ministerium des Innern und für Sport (MdI) gibt nach Erörterung mit den kommunalen 
Spitzenverbänden eine Mustergeschäftsordnung für Gemeinderäte heraus. Die aktuelle 
Fassung der Mustergeschäftsordnung ist niedergelegt in der Verwaltungsvorschrift des 
Ministeriums des Innern und für Sport vom 21.11.1994, zuletzt geändert durch 
Verwaltungsvorschrift vom 24.06.2016. 
Diese Mustergeschäftsordnung gilt, ohne dass es eines Beschlusses des Gemeinderats bedarf, 
wenn innerhalb eines halben Jahres nach der Neuwahl der Gemeinderat keine 
Geschäftsordnung nach § 37 Abs. 1 GemO beschlossen hat.  
 
Das Ministerium des Innern und für Sport hat mitgeteilt, dass im Rahmen der Kommunalwahlen 
2024 keine Änderung der Mustergeschäftsordnung vorgesehen ist, so dass die Fassung vom 
24.06.2016 weiterhin Bestand hat.  
 
Der Gemeinde- und Städtebund hat Formulierungshilfen für die elektronische Kommunikation 
und für die Hybridsitzung sowie weitere Vorschläge zur Anpassung der Geschäftsordnung zur 
Verfügung gestellt, die nicht offizieller Teil der Mustergeschäftsordnung sind. Diese wurden in 
enger Abstimmung mit dem GStB und der Hochschule für öffentliche Verwaltung Rheinland-
Pfalz erstellt.  
 
Die Vorschläge wurden von der Verwaltung in den beigefügten Entwurf einer Geschäftsordnung 
eingearbeitet.  
 
Gemäß § 37 Abs. 1 GemO ist für die Beschlussfassung über die Geschäftsordnung eine 
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder erforderlich.  
 
Der/Die Vorsitzende, der/die nicht gewähltes Ratsmitglied ist, hat ebenfalls Stimmrecht (§ 36 
Abs. 3 Satz 1 GemO) und ist bei der Ermittlung der Zweidrittelmehrheit der gesetzlichen Zahl 
der Ratsmitglieder mitzurechnen. 
 
Die Geschäftsordnung gilt, anders wie bei Satzungen, sofort mit der Beschlussfassung. 
Verfahrensregelungen in der Geschäftsordnung können nur im Rahmen der Bestimmungen der 
Gemeindeordnung getroffen werden.  
 



 

 
Beschlussempfehlung der/des (Orts-/Stadt-) Bürgermeister(s/in) / der Verwaltung: 
 
Der Verbandsgemeinderat beschließt die Geschäftsordnung für die neue Wahlperiode.  
 
 
 

Beratungsergebnis / Abweichende Beschlussfassung:                                 Klimacheck:  
  siehe Folgeseite 

 

Ausgearbeitet am: 21.11.2024 durch: Hippert, Ralf 

Gesehen: 

Orts-/Stadt-
bürgermeister/-in 

Verbandsvorsteher FB-Leiter 
Finanzen 

Bürgermeister Fachbereichsleiter 

     

Einstimmig Mit Stimmen- B e sc h l u s s e r ge bn i s  Laut Beschluss- Abweichender 
 mehrheit  vorschlag Beschluss 
  Ja       Nein    Enthaltung  (Folgeseite) 
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Folgeseite 
 

Gremium: Verbandsgemeinderat Langenlonsheim-
Stromberg 

Sitzung am: 13.12.2024 

TOP: 9 (öffentlich) 

Betreff:  Beratung und Beschlussfassung über eine Geschäftsordnung 

 
Der Fraktionsvorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen, Fritz Hegemann, erfragt die Definition 
des Begriffs „elektronisch“. Hier der Versand per E-Mail gemeint. Herr Hippert erläutert, dass es 
sich um die Mustergeschäftsordnung des Landes von 2016 handelt, die nur an den in „rot“ 
gekennzeichneten Stellen abgeändert wurde. 
 
Zu § 5 b entfacht eine Diskussion, ob der Paragraph in der Satzung belassen werden soll oder 
nicht. Die technischen Voraussetzungen können derzeit nicht bereitgestellt werden, um 
Hybridsitzungen stattfinden zu lassen. Allerdings ist es nach Meinung des Bürgermeisters 
unschädlich, den Paragraphen in der Satzung zu belassen. 
 
Beschlussfassung: 
 
Der Verbandsgemeinderat beschließt, den § 5 b in der Geschäftsordnung zu belassen. 
 
Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen bei 5 Nein-Stimmen und  
                                         1 Enthaltung 
 
Beschlussfassung:  
 
Der Verbandsgemeinderat beschließt, den Zeitfaktor von 48 Stunden unter § 5b Abs. 5 zu 
ergänzen. 
 
Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 
 
Der Verbandsgemeinderat beschließt § 5 b Nr. 2 zu löschen. 
 
Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 
 
Die Ratsmitglieder diskutieren über § 23 Abs. 1 Nr. 3. „eine vorherige Überprüfung der 
Nachhaltigkeit und der Folgekosten“. Dieser Punkt wurde von der Verwaltung gestrichen, da er 
nicht praktikabel ist.  
 
Beschlussfassung: 
 
Der Verbandsgemeinderat beschließt, den § 23 Abs. 1 Nr. 3 zu streichen. 
 
Abstimmungsergebnis: 20 Ja-Stimmen, 10 Nein-Stimmen 
 
Der Punkt wird gestrichen. 
 
Beschlussfassung: 
 
Der Verbandsgemeinderat beschließt § 5 b Nr. 11 zu belassen. Die Alternative soll 
gestrichen werden. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 
 
 



Beschlussfassung: 
 
Der Verbandsgemeinderat beschließt die Geschäftsordnung für die neue Wahlperiode. 
 
Abstimmungsergebnis: Mit 28 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme und 1 Enthaltung 
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